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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht des Auswärtigen Amts über den Stand der Reform des Auswärtigen Dienstes 


Im Herbst 1968 hat der damalige Bundesminister 
des Auswärtigen Willy Brandt die Kommission für 
die Reform des Auswärtigen Dienstes berufen und 
ihr den Auftrag gegeben zu prüfen, 

. wie die dem Auswärtigen Dienst heute ge- 
stellten Aufgaben in der wirksamsten, den Inter- 
essen unseres Landes am besten dienenden Weise 
erfüllt werden können, und welche Voraussetzun- 
gen - insbesondere organisatorischer, dienstrecht- 
licher und personeller Art - dafür zu schaffen 
sind." 

Die Kommission hat im März 1971 mit der Vorlage 
ihres Berichts an Bundesminister Walter Scheel ihr 
Mandat erfüllt. 

Das Auswärtige Amt hat den Bericht der Reform- 
kommission begrüßt und die einzelnen Vorschläge 
eingehend geprüft. Die Verwirklichung der vor- 
rangigen Empfehlungen wurde sofort in Angriff 
genommen oder - soweit bereits aufgrund des 
Zwischenberichts der Kommission vom August 1969 
Reformvorhaben eingeleitet waren - fortgesetzt. 

Wenn das Auswärtige Amt heute dem Bundestag 
über den Stand der Reform des Auswärtigen Dien- 
stes Bericht erstattet und damit dem Wunsch der 
Reformkommission nach Unterrichtung der Öffent- 
lichkeit nachkommt, kann es erklären, daß die Vor- 
schläge der Kommission zu einem großen Teil 
durchgeführt sind. Dies gilt besonders für die Be- 
reiche, in denen das Auswärtige Amt selbständig 
tätig werden konnte. Da, wo die Mitwirkung ande- 
rer Ressorts erforderlich ist, ergaben sich Schwierig- 
keiten, die u. a. ihre Ursache in der restriktiven 
Haushaltspolitik hatten. In diesen Bereichen wurden 
die Vorschläge nur zum Teil verwirklicht, werden 
aber weiter verfolgt. Ein besonderes Anliegen ist es, 
unsere außenpolitischen Interessen im Zusammen- 
wirken mit anderen Ressorts und allen in Frage 
kommenden Institutionen und Körperschaften so zu 
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koordinieren, daß das Auswärtige Amt sie im Aus- 
land wirkungsvoll vertreten kann. 

Als roter Faden des Berichts ist das Problem des 
wirksamen Personaleinsatzes zu erkennen, der auch 
vom Auswärtigen Amt als die wichtigste Aufgabe 
angesehen wird, weil er die unabdingbare Voraus- 
setzung eines modernen, den Aufgaben der Gegen- 
wart und Zukunft gewachsenen auswärtigen Dien- 
stes ist. 


Ausbau des mittleren Dienstes (Strukturbereinigung) 

Das Auswärtige Amt stimmt mit der Reformkommis- 
sion darin überein, daß der Verwaltungsunterbau 
verstärkt werden muß, damit die Angehörigen des 
höheren und gehobenen Dienstes entsprechend ihrer 
Vorbildung und ihren Kenntnissen und Erfahrungen 
eingesetzt werden können. Zur Verwirklichung die- 
ses wichtigen Vorschlags wurde gemeinsam vom 
Auswärtigen Amt und Bundesministerium der 
Finanzen ein Programm der Umstrukturierung auf- 
gestellt, nach dem bis 1974 dem Auswärtigen Amt 
60 Planstellen des mittleren Dienstes zusätzlich be- 
willigt werden sollten und das Auswärtige Amt 
dafür 45 Stellen des höheren und gehobenen Dien- 
stes für die Personalreserve aus eigenem Bestand 
zur Verfügung stellen würde. Nachdem 1970 und 
1971 nur 15 bzw. 14 Planstellen des mittleren Dien- 
stes bewilligt worden waren, wurde bei den Ver- 
handlungen über den Haushaltsvoranschlag 1972 
zwischen dem Auswärtigen Amt und dem Bundes- 
ministerium der Finanzen ein neues Programm ver- 
einbart. Nach diesem sollten für den Ausbau des 
mittleren Dienstes 200 Planstellen zusätzlich be- 
willigt werden. Der Plan, sie in vier Jahresquoten 
zu je 50 Stellen von 1972 bis 1975 zu gewähren, 
konnte nicht eingehalten werden. 1972 waren es nur 
13 Stellen und 1973 gar keine. Für das Jahr 1974 
sollen 16 Planstellen des mittleren Dienstes be- 
willigt werden. 
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Selbst wenn man die entsprechenden Stellenbewilli- 
gungen in den Haushalten 1970 (15) und 1971 (14) 
hinzurechnet, wurden bis einschließlich 1974 für den 
Ausbau des mittleren Dienstes nur insgesamt 58 
zusätzliche Planstellen ausgebracht. Es ist damit 
schon jetzt klar zu erkennen, daß sich das Programm 
nicht im vorgesehenen Zeitraum verwirklichen läßt 
und somit ein maßgebender Teil des Reformwerks 
gefährdet ist. 


Personalreserve 

Die weitere Verbesserung der Personalführung 
durch umfassende und längerfristige Planung des 
Einsatzes der Bediensteten durch Fortbildung, ge- 
zielte Vorbereitung auf neue Aufgaben sowie die 
Überlappung bei Versetzungen wird sehr erschwert 
und zum Teil unmöglich gemacht, wenn nicht ge- 
nügend Stellen für die Personalreserve bewilligt 
werden. 

Das in Abstimmung mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen 1972 aufgestellte Programm 
sah in Anlehnung an die Praxis anderer auswärtiger 
Dienste den Aufbau einer Personalreserve von rund 
8 v. H. des Stellensolls - 85 Planstellen des höheren, 
86 des gehobenen Dienstes - bis 1978 vor. Der 
Haushalt 1972 hat für den höheren und gehobenen 
Dienst je sechs neue Planstellen zur Personalreserve 
gebracht, der Haushalt 1973 keine. Für den Haus- 
halt 1974 sind wiederum sechs neue Planstellen für 
den höheren und den gehobenen Dienst vorgesehen. 
Insgesamt stehen damit unter Berücksichtigung der 
Stellen, die aus dem eigenen Bestand genommen 
wurden, 41 Planstellen (davon zehn mit kw-Ver- 
merk) für die Personalreserve zur Verfügung. Die 
Entwicklung auf das Ziel von 8 v. H. des Personal- 
bestandes wurde dadurch stark verlangsamt. 


Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn 

Die Forderung der Reformkommission nach voller 
Integration der vom gehobenen in den höheren 
Dienst aufgestiegenen Beamten ist erfüllt, seit sich 
besonders befähigte Mitarbeiter bereits in jüngeren 
Jahren für den Aufstieg qualifizieren können. 
Weder erforderlich noch zweckmäßig erscheint je- 
doch ihre Aufnahme in die Ausbildung für den 
höheren Dienst, die die Attaches auf die 'Erforder- 
nisse der Praxis vorbereiten soll, da die Aufstiegs- 
beamten bereits umfangreidie praktische Erfahrun- 
gen haben. 

Stellenkegel 

Angemessene Aufstiegsmöglichkeiten innerhalb der 
Laufbahnen - eine wichtige Voraussetzung des lauf- 
bahngerechten Personaleinsatzes - haben einen ent- 
sprechenden Stellenkegel zur Voraussetzung. Die 
Empfehlung der Reformkommission, den Stellen- 
kegel des Auswärtigen Amts dem der anderen Res- 
sorts anzugleichen, konnte für den Bereich der 
Zentrale weitgehend verwirklicht werden. Der 
Stellenkegel der Auslandsvertretungen ist jedoch 
weiterhin wesentlich ungünstiger als der anderer 
Ressorts. 

Abgesehen von der hierin liegenden ungerecht- 
fertigten Benachteiligung des Auswärtigen Dienstes 
belastet dieser ungünstige Stellenkegel der Aus- 
landsvertretungen auch den ständig notwendigen 
Personalaustausch Inland-Ausland und die Einglie- 
derung von Beamten anderer Ressorts. 

Neufassung des Konsulargesetzes 

Das neue Konsulargesetz wird die von der Reform- 
kommission empfohlene Neuverteilung der konsu- 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers des Auswärtigen vom 10. Januar 1974: 

Als Anlage übersende ich den in der Bundestagsdebatte vom 18. Juni 1973 zugesagten Bericht des Aus- 
wärtigen Amtes über den Stand der Verwirklichung der Vorschläge der Kommission für die Reform des 
Auswärtigen Dienstes in ihrem Bericht vom 17. März 1971. 

Ich darf Sie darauf hinweisen, daß das Auswärtige Amt seit der Übergabe des Berichts bereits mehrere 
Anfragen von Bundestagsabgeordneten zu einzelnen Themen der Reform des Auswärtigen Dienstes beant- 
wortet hat, so die Anfragen des Abgeordneten Dr. Carl Otto Lenz (in der Sitzung vom 14. Mai 1971), der 
Abgeordneten Frau Dr. Wolf (in der Sitzung vom 25. Juni 1971), des Abgeordneten Dr. Hans Edgar Jahn 
(mit Schreiben von PStS Moersch vom 11. August 1971) und des Abgeordneten Dr. Hermann Schmitt- 
Vockenhausen (mit Schreiben von PStS Moersch vom 30. November 1971) sowie die umfassende Anfrage 
des Abgeordneten Kahn- Ackermann zum Stand der Reformbemühungen (mit Schreiben von PStS Moersch 
vom 13. Oktober 1971). 

Die Reform des Auswärtigen Dienstes hat auch bereits zweimal auf der Tagesordnung des Auswärtigen 
Ausschusses gestanden. Während ich zu meinem Bedauern am 11. November 1971 durch dringende Dienst- 
geschäfte an der vorgesehenen Stellungnahme zum Reformbericht verhindert war, mußte dieses Thema 
auch in der Sitzung vom 2. Dezember 1971 wegen des Berichts des Vorsitzenden des Auswärtigen Aus- 
schusses über seine Reise nach Rumänien und meine Berichte über Gespräche in Paris und in der Sowjet- 
union zurückgestellt werden. 

Ich freue mich, Frau Präsidentin, daß ich heute den Bericht des Auswärtigen Amtes vorlegen kann, aus dem 
sich ergibt - wie ich bereits in der Bundestagsdebatte vom 18. Juni 1973 erwähnt habe -, daß ein großer 
Teil der Vorschläge inzwischen verwirklicht werden konnte. 
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larischen Aufgaben unter stärkerer Einbeziehung 
des gehobenen Dienstes bringen und damit zum 
laufbahngerechten Personaleinsatz beitragen. Das 
Auswärtige Amt hofft, daß das Gesetz demnächst 
verabschiedet wird und 1974 in Kraft treten kann. 


Erfassung des personellen Potentials durch ein ge- 
eignetes Beurteilungssystem 

Die Empfehlung der Reformkommission, ein Be- 
urteilungssystem mit dem Zwang zur Beurteilungs- 
wahrheit sowie der Möglichkeit rationeller Aus- 
wertung und Vergleichbarkeit einzuführen, ist be- 
reits im April 1971 verwirklicht worden. 

Den zentralen Teil der neuen Beurteilungen bildet 
ein Fragebogen, der durch freiformulierte Meinungs- 
äußerungen des Beurteilenden ergänzt wird. 


Ausbildung 

Das Auswärtige Amt sieht in einer verbesserten 
Ausbildung des Nachwuchses für den Auswärtigen 
Dienst eine besonders wichtige Aufgabe, deren Leit- 
linie die gezielte Vorbereitung auf die künftige 
Tätigkeit sein muß. Es hatte daher bereits zahlreiche 
Anregungen des Zwischenberichts aufgegriffen und 
verwirklicht, als die Reformkommission ihren ab- 
schließenden Bericht vorlegte. So wurde die theore- 
tische Ausbildung der Attaches durch die am 
21. März 1971 in Kraft getretene neue Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung kürzer und praxisnäher und 
die praktische Ausbildung durch weniger Wechsel 
intensiver und durch engere Kontakte mit dem Aus- 
bildungsreferat effizienter. Die Prüfung wurde ge- 
kürzt, methodisch zweckmäßiger aufgebaut und 
durch stärkere Beteiligung von erfahrenen Ange- 
hörigen des Auswärtigen Amts als Prüfer besser 
mit den Erfordernissen der Praxis abgestimmt. Eine 
weitere Verbesserung brachte die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung vom 12. Juni 1973, die erstmals 
eine einheitliche Ausbildung von zwei Jahren für 
Volljuristen und andere Attaches vorsieht, darunter 
einen dreimonatigen Intensivsprachkurs im Aus- 
land (Englisch und Französisch, gegebenenfalls dritte 
Fremdsprache), und zur Hälfte aus „training' on the 
job" besteht. 

Obwohl auch das Auswärtige Amt sehr daran inter- 
essiert ist, jüngere Bewerber einzustellen und eine 
entsprechende Werbung betreibt, wird sich das 
gegenwärtige Durchschnittsalter (30 Jahre) nicht 
erheblich senken lassen, solange sich nicht das 
deutsche Bildungssystem mit seiner langen Studien- 
dauer ändert. Erfolge hingegen haben die Bemühun- 
gen des Auswärtigen Amts gebracht, eine breitere 
Streuung der Bewerber und damit eine Verringe- 
rung des Anteils der Juristen zu erreichen: Wäh- 
rend von den zwischen 1958 und 1969 eingetretenen 
Attaches rund 75 v. H. Juristen waren, sank diese 
Zahl für die Zeit von 1970 bis 1973 im Durchschnitt 
auf 65 v. H. Dieser Vom-Hundert-Satz soll durch 


Werbung weiter verringert werden, die den Abbau 
von Vorurteilen („ Juristenmonopol") zum Ziel hat. 

Die Empfehlungen der Reformkommission für den 
gehobenen Dienst sind in der neuen Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung vom 11. August 1972 verwirk- 
licht worden. Die Fachgebiete Wirtschaft, Entwick- 
lungshilfe, Kultur und Öffentlichkeitsarbeit werden 
in der praktischen wie in der theoretischen Vorbe- 
reitung stärker als bisher betont. Daneben werden 
die Anwärter intensiv auf die verantwortungsvollen 
Aufgaben im Rechts- und Konsularbereich vorbe- 
reitet, die ihnen nach Inkrafttreten des neuen Kon- 
sulargesetzes verstärkt übertragen werden. 

Auch die Ausbildung des mittleren Dienstes wurde 
den gestiegenen Anforderungen angepaßt, die im 
Vollzug der Umstrukturierung weiter zunehmend 
an die Angehörigen dieses Dienstes gestellt wer- 
den (z. B. Leitung der Zahlstelle). 

Der Wunsch der Reformkommission, daß die Ange- 
hörigen aller drei Laufbahnen in einer gemein- 
samen Ausbildungsstätte mit modernen technischen 
Anlagen (Sprachlabor) und Sportmöglichkeiten 
untergebracht werden mögen, ist seit dem Frühjahr 
1973 verwirklicht. Bereits jetzt zeigt sich, daß da- 
durch das gegenseitige Verstehen - eine wesentliche 
Voraussetzung für eine spätere fruchtbare Zusam- 
menarbeit - gefördert wird. 


Fortbildung 

Das Auswärtige Amt ist um die Fortbildung seiner 
Mitarbeiter bemüht, sieht sich jedoch vor allem bei 
länger dauernder spezialisierender Fortbildung - wie 
bei der gezielten Vorbereitung auf neue Aufgaben - 
personal-wirtschaftlichen Schwierigkeiten gegen- 
über, die wegen des nur langsam fortschreitenden 
Aufbaus der Personalreserve bisher nicht über- 
wunden werden konnten. In dem dadurch für die 
Bedürfnisse des Auswärtigen Amts und das Inter- 
esse der Mitarbeiter viel zu eng gesteckten Rahmen 
werden jedoch alle Möglichkeiten ausgeschöpft. 

Die allgemeine wie die spezialisierende Fortbildung 
erfolgt überwiegend in vom Auswärtigen Amt orga- 
nisierten Kursen in der neuen Ausbildungs- und 
Fortbildungsstätte. Teilnehmer sind Mitarbeiter der 
Zentrale und der Auslandsvertretungen (Heimat- 
urlauber). Als Beispiele aus dem Programm seien 
genannt: Seminare für Arbeitstechniken der Praxis 
(EDV, Rhetorik, Kreativitäts-, Denk- und Lesetech- 
niken), für Personalführung und Beurteilung und 
zur Einführung in bestimmte Tätigkeitsbereiche 
(Rechts- und Konsularwesen, Kassenwesen, Volks- 
wirtschaft). Daneben bedient sich das Auswärtige 
Amt der Angebote anderer Stellen (z. B. Bundes- 
akademie für Öffentliche Verwaltung, Europainstitut 
Bocholt). 

Gezielte Vorbereitung auf neue Posten (pre-post 
training) wird durch Einweisung in den sachlich zu- 
ständigen Referaten des Auswärtigen Amts bzw. 
bei den Auslandsvertretungen sowie durch Sprach- 
fortbildung geleistet. So werden z. B. alle künftigen 
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Kulturreferenten zwei bis drei Wochen lang von 
den Referaten der Kulturabteilung des Auswärtigen 
Amts unter Beteiligung der jeweils wichtigen Mitt- 
lerorganisationen in ihre Arbeit eingewiesen. 

Die Sprachfortbildung ist aufgrund der Empfehlung 
der Reformkommission organisatorisch, methodisch 
und inhaltlich völlig umgestaltet worden. Der 
Schwerpunkt der Bemühungen des Sprachendienstes 
des Auswärtigen Amts, der die sprachliche Fort- 
bildung 1972 übernommen hat, ist die gezielte 
sprachliche Vorbereitung der Mitarbeiter und ihrer 
Ehefrauen auf neue Posten durch einen vom Spra- 
chendienst und externen Fachleuten neu entwickel- 
ten, auf die Bedürfnisse des Auswärtigen Dienstes 
zugeschnittenen Grundkurs in der Landessprache 
(nebendienstliches Einführungsprogramm vier bis 
sechs Wochen, Unterrichtsprogramm von drei Mo- 
naten bei Freistellung vom Dienst). Diese Grund- 
kenntnisse werden durch am Dienstort engagierte 
Tutoren erweitert. Grundkurse für Arabisch und 
Chinesisch laufen (mit Dozenten des Seminars für 
orientalische Sprachen, Universität Bonn), Malaiisch- 
Indonesisch wird erprobt, Tschechisch (als Modell 
für alle slawischen Sprachen) ist in Arbeit. Pro- 
gramme für alle außenpolitisch relevanten Sprachen 
sind geplant. 

Das Auswärtige Amt bemüht sich, mit all diesen 
Maßnahmen seine Angehörigen sprachlich vorbe- 
reitet auf neue Posten zu entsenden. Die hierfür 
bereits vorhandenen Möglichkeiten können jedoch 
nur zu einem unbefriedigenden Teil ausgenützt wer- 
den, weil das Fehlen einer ausreichenden Personal- 
reserve selbst kurzfristige Freistellungen häufig 
nicht zuläßt. 


Organisation und Arbeitsweise des Auswärtigen 
Dienstes 

Im Bereich der Organisation des Auswärtigen Dien- 
stes sind seit der Übergabe des Reformberichts 
grundlegende Veränderungen eingetreten, von 
denen die Reorganisation der Zentrale des Aus- 
wärtigen Amts vom 1. Oktober 1972 an erster Stelle 
genannt werden muß. 

In dem Bestreben, die übergeordneten außenpoliti- 
schen Gesichtspunkte für einen geographischen 
Raum aufgrund von Gesamtanalysen zur Geltung 
zu bringen, ist eine stärkere, wenn auch noch nicht 
durchgehende Regionalisierung der Zentrale ver- 
wirklicht worden. Als zweite Politische Abteilung 
ist die Abteilung 3 gebildet worden, die den gesam- 
ten Bereich „Ubersee" - mit Ausnahme der USA 
und Kanadas - umfaßt. In dieser Abteilung sind die 
vier politischen Länderreferate für diese Region 
ebenso aufgegangen wie die entsprechenden vier 
Referate der Abteilung für Handels- und Entwick- 
lungspolitik. Die Referate der neuen Abteilung be- 
arbeiten politische und wirtschaftliche Angelegen- 
heiten eines bestimmten geographischen Raumes 
und wirken bei der Bearbeitung der kulturellen 
Fragen mit. Auf diese Weise wird schon auf Refe- 
ratsebene die Zusammenschau aller wesentlichen 


Aspekte der Außenpolitik möglich, die die Grund- 
lage der Initiativen dieser Basiseinheiten bildet. Die 
neuen Regionalreferate sind Sprachrohr nach außen, 
insbesondere Anlaufstelle für die ausländischen 
Vertretungen, sowie Koordinierungs- und Planungs- 
stellen nach innen für alle Bereiche der außenpoli- 
tischen Beziehungen. Die wichtige Kommunikation 
mit den Fachabteilungen des Hauses, insbesondere 
den Grundsatzreferaten der Abteilung für Handels- 
und Entwicklungspolitik und der Abteilung für aus- 
wärtige Kulturpolitik wird durch regelmäßig tagen- 
de neu geschaffene Interabteilungsausschüsse ge- 
sichert. Das gute Funktionieren dieser Ausschüsse 
trägt wesentlich dazu bei, daß sich die Regionali- 
sierung bewährt hat. 

Schon vor der Regionalisierung der Zentrale wurde 
am 1. September 1971 der Vorschlag der Reform- 
Kommission zur Neugliederung der Rechtsabteilung 
verwirklicht. Die drei hauptsächlich mit völkerrecht- 
lichen Fragen befaßten Referate der Zentrale wur- 
den unter der Leitung eines für die völkerrechtliche 
Beratung des Auswärtigen Amts insgesamt verant- 
wortlichen Völkerrechtsberaters in der Gruppe 
Völkerrecht zusammengefaßt. Aufgabe dieser 
Gruppe ist die Beratung der Leitung und aller ope- 
rativen Einheiten des Hauses in völkerrechtlichen 
Fragen; ihre Herauslösung und Zusammenfassung 
unter dem Völkerrechtsberater dient dazu, die stän- 
dig erforderliche Beratung in völkerrechtlichen 
Fragen so konzentriert, einheitlich und unmittelbar 
zu machen, wie möglich. Die Bildung der Gruppe 
Völkerrecht ermöglicht es zugleich, den deutschen 
Einfluß in denjenigen internationalen Gremien zu 
stärken, die sich mit der Kodifikation des Völker- 
rechts befassen. 

Mit dem Ziel der Verbesserung unserer Präsenz an 
den Schwerpunkten der deutschen Außenpolitik hat 
das Auswärtige Amt anhand der von der Reform- 
kommission gegebenen Kriterien die Struktur unse- 
res Konsularnetzes überprüft. Schon im Juni 1970 
war das Konsulat Belo Horizonte in Brasilien in ein 
Wahlkonsulat umgewandelt worden. Es folgten das 
Konsulat Maastricht/Niederlande (Mai 1971) und die 
Konsulate Guayaquil/Ecuador und Linz/Österreich 
(beide März 1973). Die Schließung des Generalkon- 
sulats New Orleans ist im November 1973 erfolgt. 
Es wurde durch eine Außenstelle des Generalkonsu- 
lats Houston ersetzt. Die Schließung der General- 
konsulate Philadelphia und Cleveland ist für 1974 
vorgesehen. An beiden Orten werden Wahlgeneral- 
konsuln ernannt. Außer diesen Schließungen sind 
1973 mehrere europäische Konsulate in ihrer Per- 
sonalausstattung erheblich reduziert worden, so die 
Generalkonsulate Basel, Amsterdam und Rotterdam. 
Diese Schließungen und Personalverminderungen 
ermöglichten es dem Auswärtigen Amt ohne die 
Inanspruchnahme zusätzlicher Stellen den vordring- 
lichen Personalbedarf solcher Vertretungen zu be- 
friedigen, deren Arbeitsanfall zunahm. Allerdings 
sollte nicht übersehen werden, daß gerade im euro- 
päischen Raum durch die Zunahme des deutschen 
Tourismus weiteren Schließungen Grenzen gesetzt 
sind und einige Konsulate sogar verstärkt werden 
müssen. 
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Die im Reformbericht empfohlene Zusammenlegung 
von Kleinstbotschaften im afrikanischen und mittel- 
amerikanischen Raum erwies sich als der am 
schwersten zu verwirklichende Programmpunkt. 

Selbst in Lesotho, einem Staat, mit dem die Bundes- 
republik Deutschland auf keinem Gebiet ausgedehn- 
te Beziehungen unterhält und der wegen seiner 
geringen politischen und wirtschaftlichen Bedeutung 
am ehesten geeignet schien, mit der Verwirklichung 
dieses Vorschlags der Reformkommission zu begin- 
nen, hat die Schließung der Botschaft zu Verstim- 
mungen geführt. Es ist unvermeidlich, daß Schlie- 
ßungen diplomatischer Vertretungen als politischer 
Affront verstanden werden, der auch durch die Tat- 
sache der Doppelakkreditierung nicht gemildert 
wird. Gerade kurz nach unserem Beitritt zu den 
Vereinten Nationen und angesichts unserer künf- 
tigen verantwortlichen Mitarbeit in diesem Gre- 
mium sind wir auf die Unterstützung auch kleinerer 
Länder angewiesen. Vielfach sind es gerade Staaten, 
zu denen die Bundesrepublik Deutschland nur ge- 
ringe bilaterale Beziehungen unterhält, und deren 

Schließung daher zu erwägen wäre, die unsere 
Politik in der Vergangenheit unterstützt haben. 
Diese traditionell freundschaftliche Haltung gegen- 
über unserem Land sollte durch die Schließung der 
in diesen Fällen ohnehin kleinen und nicht sehr auf- 
wendigen diplomatischen Vertretungen nicht ohne 
Not aufs Spiel gesetzt werden. 

Hinzu kommt, daß in allen Staaten, in denen die 
Bundesrepublik Deutschland Projekte der Entwick- 
lungshilfe betreibt, eine „ständige Vertretung" er- 
forderlich ist. Diese „Vertretung" könnte sich nicht 
auf entwicklungspolitische Fragen beschränken, son- 
dern würde automatisch zur Anlaufstelle auch im 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich 
werden. Damit wäre aber gegenüber dem jetzigen 
Zustand keine Einsparung erreicht, lediglich eine 
Verschiebung der Arbeit auf ein Büro mit minderem 
Status und damit erheblich schlechteren Kontakt- 
möglichkeiten zur Regierung des jeweiligen Landes. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß bei Doppel- 
akkreditierung die Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland nur anläßlich von Besuchsreisen im 
Nachbarland „präsent" wären. Die Gefahr wäre 
groß, daß sie in Notfällen meist zu spät kommen 
und wegen mangelnder Orts- und Personenkenntnis 
und der fehlenden Dauerkontakte mit den entschei- 
denden Persönlichkeiten des Landes unter sehr er- 
schwerten Bedingungen tätig werden müßten. 

Da die Schließung von Kleinstvertretungen einen 
von der Bundesrepublik Deutschland nicht leicht zu 
tragenden Verlust an good will mit sich brächte, 
dem nur geringe Einsparungen gegenüberstünden, 
ist dieser Vorschlag der Reformkommission vor- 
läufig nicht weiter verfolgt worden. Das Auswärtige 
Amt untersucht aber, durch welche organisatori- 
schen Maßnahmen die Zielsetzung einer möglichst 
rationellen und doch wirksamen Präsenz in diesen 
Ländern erreicht werden kann. 


Zu den von der Reformkommission vorgeschlagenen 
Organisations- und Strukturänderungen der Aus- 
landsvertretungen: 

— Größere Eigenverantwortung der Vertretungen 
im Verwaltungsbereich wird in Einzelfragen 
laufend zugestanden, eine zu weitgehende Dele- 
gation wäre jedoch wegen der daraus folgenden 
Notwendigkeit der Verstärkung des Verwal- 
tungsunterbaus der Vertretungen unrationell. 
Eine entscheidende Verbesserung wäre nur durch 
Pauschalierungen im finanziellen Dienstrecht zu 
erreichen, die jedoch nicht durchsetzbar zu sein 
scheint. 

— Durch den Runderlaß vom 9. Mai 1973 - der u. a. 
eine Änderung der §§ 5, 6 GOV gebracht hat - 
ist der organisatorische Aufbau der Vertretungen 
den Erfordernissen der Praxis stärker angepaßt 
worden. Hierdurch dürfte eine engere Zusam- 
menarbeit zwischen den einzelnen Tätigkeits- 
bereichen der Vertretungen und eine möglichst 
große Flexibilität in der Geschäftsverteilung vor 
allem bei kleinen und mittleren Vertretungen 
gewährleistet sein und der Tätigkeitsbereich des 
Botschafters und seines Vertreters dem Schwer- 
punkt der Beziehungen zum Gastland ent- 
sprechen. 

— Die Vorschläge der Reformkommission zur In- 
spektion der Auslandsvertretungen sind in vol- 
lem Umfang verwirklicht worden. Die Inspek- 
teure haben ausdrücklich den Auftrag, die Ent- 
wicklung der Schwerpunkte für die außenpoli- 
tische Arbeit zu beobachten und entsprechende 
organisatorische und personelle Vorschläge zu 
machen. 

Entsprechend dem Vorschlag der Reformkommission 
zu Informationsfluß und Informationssammlung ver- 
folgt das Auswärtige Amt in engem Kontakt zum 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
den Ausbau des dortigen Demonstrationsprojekts 
(Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung 

— EDV - für ein politisches Informationssystem), und 
arbeitet auf einzelnen Gebieten mit ihm zusammen 
(Speicherung der Kabinettslisten aller Staaten). Die 
in der eigenen EDV-Anlage des Auswärtigen Amts 
gespeicherten Länderstatistiken über Empfänger und 
Verwendungszweck der für die auswärtige Kultur- 
politik verwendeten Mittel sollen erweitert werden. 
Durch Zusammenarbeit mit den Ressorts in inter- 
ministeriellen Gremien und mit Vertretern der 
Wirtschaft und der Wissenschaft in Arbeitskreisen 
werden Möglichkeiten der Verbesserung des Infor- 
mationssystems geprüft und der Zugang zu Daten- 
banken anderer Institutionen sichergestellt (vgl. 
Vorschläge des Auswärtigen Amts für das Projekt 
Auslandsstatistik des Statistischen Bundesamts). 

Der Verbesserung der Informationsspeicherung soll 
auch der am 1, Januar 1973 eingeführte neue Akten- 
plan dienen, dessen Aufbau nunmehr unabhängig 
von der Organisation des Auswärtigen Amts ist und 
damit von organisatorischen Änderungen unberührt 
bleibt. So wird das Wiederauffinden vor allem älte- 
rer Vorgänge gesichert. Ferner ermöglicht dieses 
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System die Einbeziehung des Schriftguts in eine 
Gesamtdokumentation des Auswärtigen Amts, die 
außerdem das Archiv, die Bibliothek und die Zeit- 
schriftendokumentation umfassen soll. 

Zur Verbesserung der Informationswege wurde im 
Chiffrier- und Fernmeldedienst der Zentrale mit der 
Automatisierung aller Arbeitsabläufe durch die An- 
schaffung einer EDV-Anlage begonnen. Nur so läßt 
sich der umfangreiche (rd. 220 000 Drahterlasse und 
Drahtberichte jährlich) und in Zukunft weiter stei- 
gende Fernschreibverkehr bewältigen. Abgeschlos- 
sen ist bereits die erste Stufe der Automatisierung: 
alle eingehenden Nachrichten werden automatisch 
aufgenommen, entschlüsselt (lOOx schneller als bis- 
her) und verteilt. Das Ergebnis ist aber nicht nur 
eine schnellere Betriebsabwicklung. Dieses System 
wird auch den Gesichtspunkten des Geheimschutzes 
besser gerecht, weil das bisher in großen Mengen 
anfallende Zwischenmaterial nicht mehr entsteht. 
Die Erweiterung der Automatisierung auf ausge- 
hende Nachrichten ist in Angriff genommen. 

Der Aufbau des amtseigenen Funknetzes, der zu- 
nächst (1969/70) rasch voranschritt und eine Er- 
höhung von 16 auf 24 Funkstellen ermöglichte, stag- 
niert. Es gibt heute 26 Funkstellen, 4 weitere sind in 
Vorbereitung. Das Ziel, eine Funkverbindung zu 
jedem krisenanfälligen Staat zu haben oder schnell 
einrichten zu können, wird sich in absehbarer Zeit 
nur erreichen lassen, wenn Qualität und Zahl der 
Beamten- und Angestelltenstellen in diesem Arbeits- 
bereich den Erfordernissen angepaßt wird. 

Die Unterrichtung der Auslandsvertretungen ist seit 
1971 entscheidend verbessert worden: Neben dem 
Informationsfunk des Presse- und Informations- 
amts der Bundesregierung, der jetzt von 131 Vertre- 
tungen empfangen werden kann, werden gezielte 
aktuelle Kurzinformationen des Auswärtigen Amts 
teils über Funk, teils über das Fernschreibnetz an 
Erstempfänger gesendet, die sie im Stafettensystem 
weiteren Vertretungen übermitteln. 


Zu den Empfehlungen der Reformkommission zur 
Verbesserung der Arbeit in den einzelnen Fachbe- 
reichen des Auswärtigen Dienstes 

Neue Richtlinien für die Arbeit der Auslandsver- 
tretungen auf den Gebieten der Außenwirtschafts-, 
Integrations- und Entwicklungspolitik sind am 
1. August 1972 erlassen worden. Sie gehen von der 
auch von der Reformkommission für besonders 
wichtig erklärten Unterscheidung nach der wirt- 
schaftlichen Struktur des Gastlandes aus und regeln 
u. a. die Zusammenarbeit mit und die Abgrenzung 
gegenüber anderen Stellen, wie der Bundesstelle 
für Außenhandelsinformation (BfA) und den Aus- 
landshandelskammern. Zur Vermeidung der von der 
Reformkonimission beanstandeten Doppelarbeit ist 
insbesondere die Berichtstätigkeit der Vertretungen 
von der der Ausländskorrespondenten der Bundes- 
stelle für Außenhagdelsinformation klarer abge- 
grenzt worden. 


Durch Verbesserung der personellen Ausstattung 
unserer Auslandsvertretungen in den Entwicklungs- 
ländern soll deren Tätigkeit wirksamer werden. In 
diesem Zusammenhang wurde mit dem Herrn Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit ver- 
einbart, bis 1976/77 die Anzahl der vom Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit an 
das Auswärtige Amt auf Zeit abgeordneten und an 
die Auslandsvertretungen zu entsendenden Ent- 
wicklungshilfe-Referenten zu erhöhen. Zug um Zug 
wird damit die Entsendung der aus öffentlichen 
Mitteln finanzierten Länderbeobachter entbehrlich. 
Dieses Programm dürfte zur Verbesserung der von 
der Reformkommission empfohlenen Koordinierung 
der Programme und Maßnahmen im Entwicklungs- 
hilfe-Bereich beitragen. 

Die neugefaßten Richtlinien für die Tätigkeit der 
deutschen Auslandsvertretungen in sozial- und ge- 
sellschaftspolitischen sowie arbeits- und sozialrecht- 
lichen Angelegenheiten sind am 1. Januar 1973 in 
Kraft getreten. Sie berücksichtigen die Bedeutung 
der Sozial- und Gesellschaftspolit.ik für die politi- 
sche Entwicklung aller Länder und dienen der Ein- 
beziehung der politisch wirksamen Kräfte und ge- 
sellschaftlichen Formierungen in die Wahrnehmung 
unserer außenpolitischen Interessen. 

Sobald das neue Konsulargesetz in Kraft tritt, das 
die Wahrnehmung der konsularrechtlichen Aufga- 
ben den Bedürfnissen der Gegenwart anpaßt, wird 
das Auswärtige Amt entsprechend dem Wunsch der 
Reformkommission einen Leitfaden veröffentlichen, 
der die Öffentlichkeit über Art und Umfang des von 
den Auslandsvertretungen zu gewährenden Schutzes 
Deutscher im Ausland unterrichtet. 

Die Ausstattung im Bereich der Wissenschaftspoli- 
tik ist zwar besser geworden, aber noch nicht aus- 
reichend. Es fehlt aufgrund der restriktiven Haus- 
haltspolitik sowohl am notwendigen Unterbau für 
die Wissenschaftsreferenten an bisher acht Ver- 
tretungen sowie an der Einrichtung von Wissen- 
schaftsreferaten bei zwei bis drei weiteren Ver- 
tretungen. 

Den Empfehlungen der Reformkommission auf dem 
Gebiet der auswärtigen Kulturpolitik wurden vor 
allem hinsichtlich der Planung und Koordination 
Rechnung getragen. Der im Sommer 1973 fertigge- 
stellte Gesamtplan setzt klare, mit den Zielen unse- 
rer Außenpolitik im einzelnen abgestimmte regio- 
nale und mediale Prioritäten und erlaubt eine ent- 
sprechende mittelfristige Ausrichtung unserer kul- 
turpolitischen Aktivitäten im Ausland. Gangbare 
Wege einer Erfolgskontrolle wurden geprüft. Diese 
Prüfungen haben jedoch noch nicht zu einem befrie- 
digenden Ergebnis geführt und werden daher fort- 
gesetzt. 

Das Auswärtige Amt arbeitet weiterhin an einer be- 
hutsamen Koordination und Vereinfachung bei der 
Tätigkeit der Mittlerorganisationen. Eine generelle 
Überprüfung dieses Komplexes sowie die von der 
Reformkommission ebenfalls geforderte Reorgani- 
sation der Abteilung für Auswärtige Kulturpolitik 
wurden jedoch zurückgestellt, bis die vom Bundes- 
tag eingesetzte Enquete-Kommission für auswärtige 
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Kulturpolitik ihre Empfehlungen zu diesen Themen 
ausgesprochen hat. Die Arbeit dieser Kommission 
wird vom Auswärtigen Amt bereitwillig in jeder 
Hinsicht unterstützt. 


Einzelfragen 

Verwirklicht wurde die Neuregelung des Heimat- 
urlaubs (15. Oktober 1972), die die Wartezeiten 
ebenso wie die Urlaubsdauer verkürzt und insge- 
samt flexibler gestaltet hat. 

Für die bei den Auslandsvertretungen beschäftigten 
deutschen Ortskräfte (Angestellte und Arbeiter) 
wurden am 28. September 1973 Tarifverträge abge- 
schlossen, die die Anerkennung ihrer Stellung als 
deutsche Arbeitnehmer, eine Verbesserung ihrer 
Vergütung sowie - für die Angestellten - die grund- 
sätzliche Anwendung des BAT gebracht haben. 

Die Neustrukturierung der Auslandsdienstbezüge, 
die eine größere Transparenz und die Abgeltung der 
spezifischen Belastungen im Auswärtigen Dienst 
bringt, ist im Entwurf des Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern enthalten. Dieses Gesetz 
dürfte in d4r ersten Jahreshälfte 1974 in Kraft tre- 
ten. 

Die von der Reformkommission vorgeschlagene 
Übernahme des Besoldungswesens des Auswärti- 
gen Amts durch die Bundesbesoldungsstelle ist von 
dieser abgelehnt worden, weil sie die Auslands- 
besoldung - auch unter Berücksichtigung der Neu- 
regelung - wegen der fehlenden Pauschalierung im 
Verhältnis zu ihren sonstigen Besoldungsprogram- 
men als zu kompliziert und arbeitsaufwendig ansah. 


Das Auswärtige Amt bemüht sich deshalb, die Be- 
rechnung und Zahlbarmachung der Bezüge soweit 
wie möglich zu automatisieren. Auf diese Weise 
soll Arbeitsaufwand’ in diesem ohnehin komplizier- 
ten Gebiet auf gefangen werden, der allerdings durch 
laufende Änderung der Vorschriften (z. B. zur Zeit 
Stabilitätsabgabe, neuer Ortskräftetarif) weiter 
steigt. 

Verschiedene Fragen des Dienstrechts sind noch un- 
gelöst und bedürfen weiterer Verhandlungen, so 
z. B. die Stellung der Angestellten im Ausland, die 
Vereinfachung der Amtsbezeichnungen, die Einfüh- 
rung des Wartestandes für Beamte und die Neuord- 
nung des Dienst- und Arbeitsunfallrechts. 

Wegen der Haushaltslage des Bundes konnte der 
Gesundheitsdienst im Ausland vorläufig nicht wei- 
ter ausgebaut werden. 


Raumbedarf der Auslandsvertretungen 

Für die deutschen Vertretungen sind, soweit es die 
Haushaltslage erlaubt hat, bereits in größtmögli- 
chem Umfang Dienstgebäude und Dienstwohnge- 
bäude (Residenzen) entweder erworben oder auf 
bundeseigenen Grundstücken errichtet worden. 

Die Bemühungen, die deutschen Auslandsvertre- 
tungen zur Einsparung hoher Mietkosten in bundes- 
eigenen Dienstgebäuden unterzubringen, werden 
fortgesetzt. In verschiedenen Ländern - insbeson- 
dere in den Ostblockstaaten - kann jedoch kein 
Grundeigentum erworben werden. Hier bietet sich 
allenfalls die gegenseitige unentgeltliche Bereit- 
stellung von Grundstücken auf die Dauer von maxi- 
mal 99 Jahren an, auf denen die Dienstgebäude er- 
richtet werden können. 
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